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In einigen Gemeinden sind etwa Schul-
areale sensible Zonen. Gleichzeitig 
gilt: Es ist ein Unterschied, ob ich einer 
Person oder einer ganzen Gruppe 
gegenüberstehe.  Gerade Gruppendy-
namiken sorgen für Probleme und ver-
stärken das Unsicherheitsgefühl. Und 
oft ist auch unklar, wie eine Bemer-
kung in einer fremden Sprache ge-
meint ist. Sie kann auch ein Kompli-
ment sein.
Schmid: Das meine ich auch mit Ver-
ständigung.
Burri: Solche Bemerkungen kann man 
selbst nur schwer einschätzen. Dies 
sorgt für ein ungutes Gefühl. Bei der 
Problemlösung müssten auch die sai-
sonalen Unterschiede mehr berück-
sichtigt werden. In den Sommermona-
ten gibt’s Probleme, im Winter kaum. 
Ich finde es deshalb super, führen wir 
dieses Interview genau jetzt. Denn das 
Problem wird wieder auftauchen. Und 
so könnten wir im Sommer bereits 
einen Schritt weiter sein.
Schmid: Das muss das Ziel sein.
Burri: Hinzu kommt: In Brugg muss 
man die Asylthematik auch mit der 
Drogenszene zusammendenken. Eine 
toxische Mischung.
Schmid: Es sind oft vulnerable Men-
schen, die Drogen konsumieren – un-
abhängig von ihrer Herkunft. Wir ha-
ben es hier in Brugg wohl mit einer 
Anhäufung vulnerabler Menschen zu 
tun. Was mir generell auffällt: Wir tap-
pen im Dunkeln, beim Bundesasylzen-
trum, aber auch bei der Drogenszene. 
Am Bahnhof Aarau werden etwa Sozial-
arbeiter eingesetzt, die herausfinden, 
welche Personen überhaupt Teil der 
Szene sind.

Und dies wäre auch ein Mittel für 
Brugg?
Schmid: Beispielsweise. Dies würde 
eine Ausgangslage bieten, um weitere 

Massnahmen zu ergreifen. Welche Per-
sonengruppen machen überhaupt die-
se toxische Mischung aus?
Burri: Ich würde sagen, es ist eine Mi-
schung zwischen Asylsuchenden, Jun-
kies und Randständigen. Aus meiner 
Sicht ist die offene Szene zu räumen, 
bevor sie noch grösser wird.
Schmid: Auch in Strukturen wie Asyl-
zentren können Streetworker helfen, 
da sie oft einen Zugang zu den Asylsu-
chenden finden.
Burri: Für die Bevölkerung ist vieles 
einfach nur schwer nachzuvollziehen. 
Gerade die Region Brugg ist ein ge-
branntes Kind: Anfang Jahr die gekün-
digten Wohnungen in Windisch, dann 
Möriken-Wildegg, dann die Situation 
ums Bundesasylzentrum im Sommer. 

Unsere Nerven liegen blank. Das Ge-
fühl von Zuhause ging verloren. Und 
dann stellt sich schnell die Frage: Wer-
de ich nun verdrängt?
Schmid: Ich habe grundsätzlich das Ge-
fühl, das wir gar nicht so weit auseinan-
der liegen, Tonja. Trotzdem möchte ich 
etwas relativieren. Nehmen wir das 
Beispiel kantonale Asylunterkunft Mö-
riken-Wildegg: Welches Brimborium 
im Vorfeld der Eröffnung gemacht wur-
de – und was ist schlussendlich geblie-
ben? Blickt man nüchtern darauf, so 
läuft es mehrheitlich gut. Den Heimat-
verlust, den Tonja beschrieben hat, 
kann ich nachvollziehen, auch wenn ich 
persönlich dieses Gefühl nicht habe. 
Ich plädiere für weniger Dampf in der 
Debatte. Die Asylthematik ist dermas-
sen aufgeladen. Die Verwaltung, die 
Behörden können gefühlt nur alles 
falsch machen. Deshalb mein Vor-
schlag: Wir sollten alle einen Gang zu-
rückschalten.

Müsste man einen Gang zurück-
schalten, Tonja Burri?
Burri: Ich bin keine Asylpolitikerin, ich 
bin Politikerin aus der Region Brugg – 
da darf ich nicht einfach wegschauen. 
Ich komme aus der Gastro, habe in mei-
nem Beruf mit den unterschiedlichsten 
Nationen zu tun und dies schätzen ge-
lernt. So habe ich zur Thematik einen 
anderen Zugang als andere SVP-Politi-
kerinnen und -politiker. Würde ich nun 
einfach das Parteiprogramm ablesen, 
so ist dies noch keine Lösung für meine 
Region.
Schmid: Den Gang herunterzuschalten 
wäre ein Versuch, auf sinnvolle Lösun-
gen zu kommen. Der Kantonale Sozial-
dienst etwa hat mittlerweile bei jedem 
Schritt Angst vor Reaktionen. Entweder 
treibt sie die SVP oder wir, die SP, wie 
die Sau durchs Dorf. Dies ist kaum för-
derlich.

 «Ich habe nach 
dem Vorstoss viele 
Rückmeldungen 
erhalten, dass 
sich die Leute nun 
endlich gehört 
fühlen.» 

Tonja Burri
SVP-Grossrätin 
 

SP-Grossrat und «Netzwerk 
Asyl»-Präsident Rolf Schmid 

und SVP-Grossrätin Tonja Burri 
vor dem Bundesasylzentrum 
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Serbe muss  
Schweiz nach  
33 Jahren verlassen
Hohe Schulden, zahlreiche Urteile: 49-Jähriger 
aus dem Aargau verliert vor Bundesgericht.

Philipp Zimmermann

Ein 49-jähriger Serbe aus dem 
Kanton Aargau hat mehr als 
zwei Drittel seines Lebens in der 
Schweiz verbracht: Trotzdem 
muss er nun das Land verlassen. 
Er hat vor dem Bundesgericht 
einen langen Kampf gegen das 
Aargauer Migrationsamt verlo-
ren. In die Schweiz kam er als 
15-Jähriger im Juli 1990, im Jahr 
nach der Wende in Deutschland. 
Im Rahmen des Familiennach-
zugs reiste er in die Schweiz ein 
und erhielt die Aufenthaltsge-
nehmigung. Zweimal heiratete 
er eine Landsfrau. Beide Ehen 
gingen in die Brüche. Zumindest 
die zweite Frau zog mit dem ge-
meinsamen Sohn zurück in die 
Heimat. 

Bereits 1998 und 2000 ver-
warnte die damalige Aargauer 
Fremdenpolizei den Serben, 
beim zweiten Mal ging ein Urteil 
wegen mehrfachen Betrugs 
samt bedingter Freiheitsstrafe 
von 14 Tagen voraus. 2015 folg-
te die dritte Verwarnung, dies-
mal ausgesprochen vom Aar-
gauer Migrationsamt, das die 
Fremdenpolizei abgelöst hatte. 
Als Gründe nannte es seine 
Straffälligkeit und Verschul-
dung. Das Amt drohte mit dem 
Widerruf der Aufenthaltsbewil-
ligung und der Wegweisung. 

Sechs Jahre später, im Juni 
2021, verlängerte es seine Auf-
enthaltsbewilligung nicht mehr. 
Der Serbe wehrte sich vergeb-
lich durch mehrere Instanzen, 
ehe er nun mit einer Beschwer-
de auch vor dem Bundesgericht 
abgeblitzt ist. 

Hohe Schulden, diverse 
Gesetzesverstösse
Die Liste seiner Strafen ist lang, 
der Schuldenberg hoch: Er be-
läuft sich auf rund 282 000 
Franken. Dazu kommen laufen-

de Pfändungen und offene Be-
treibungen von 44 000 Fran-
ken. Von 2016 bis 2020 lag sein 
steuerbares Einkommen zwi-
schen 48 000 und 57 600 Fran-
ken. Von 1995 bis 2017 wurde er 
32 Mal verurteilt, meist wegen 
Verstössen gegen das Auslän-
der- und Strassenverkehrsgesetz 
sowie das Betreibungsrecht, wie 
aus den Urteilen von Bundes- 
und Obergericht hervorgeht. 

Vor Bundesgericht argumen-
tierte der Anwalt des Serben da-
mit, dass in seinem Fall die Euro-
päische Menschenrechtskonven-
tion verletzt sei. Denn es liege 
kein Grund vor, der die Nichtver-
längerung der Aufenthaltsbewil-
ligung rechtfertige. Diese sei zu-
dem unverhältnismässig, weil 
sein privates das öffentliche Inte-
resse überwiege.  Das Bundesge-
richt kommt bei seiner Interes-
senabwägung dagegen zu einem 
anderen Schluss. Es anerkennt 
zwar, trotz gewisser Integrations-
defizite, eine enge Beziehung des 
Serben zur Schweiz. Aufgrund 
der langen Aufenthaltsdauer 
spricht es auch von einem gros-
sen privaten Interesse am Ver-
bleib in der Schweiz.

Allerdings reduziere sich 
dies mit Blick auf die nur teilwei-
se gelungene Integration des 
49-Jährigen in der Schweiz. Der 
Richter und die zwei Richterin-
nen des Bundesgerichts werfen 
ihm vor, seine Verschuldung 
nicht rechtfertigen zu können 
und auf die Verwarnung des Mi-
grationsamtes nur ungenügend 
reagiert zu haben. Deshalb be-
stehe «keinerlei Gewähr» dafür, 
dass sich an seinem Verhalten 
etwas ändern würde. Das öffent-
liche Interesse für das Ende sei-
nes Aufenthalts überwiege des-
halb das private Interesse am 
Verbleib in der Schweiz .

Urteil: 2C_213/2023

Rauchen in der Schule: Kanti 
Baden top, Wettingen Flop
Die Lungenliga hat die Regelungen für Raucher an  
Aargauer Schulen untersucht.

Die Lungenliga Aargau hat die 
Regelungen bezüglich der 
rauch- und nikotinfreien Areale 
an verschiedenen Schulen der 
Sekundarstufe 2 im Aargau 
untersucht. Interessiert hat, wie 
sie den von Lungenliga und Kan-
ton ausgearbeiteten Leitfaden 
umsetzen. Die Ergebnisse wur-
den den Schulen zurückgemel-
det.

Berufsschulen positiv 
bewertet
Bei der kantonalen Schule für 
Berufsbildung sei die Umset-
zung am Standort Rheinfelden 
optimal, wo der Raucherbereich 
ein kleiner, klar abgegrenzter 
Unterstand ist. An den Standor-
ten Aarau, Baden und Wohlen 

besteht vor den Eingängen ein 
Rauchverbot, was die Lungenli-
ga ebenfalls positiv bewertet. 

Den Empfehlungen entspre-
chen auch die Regeln an der 
Kantonsschule Baden, mit vier 
klar definierten Raucherzonen, 
und jene der neuen Kantons-
schule Aarau. Dort darf nur bei 
abseits platzierten Aschenbe-
chern geraucht werden. 

Nicht zufrieden ist die Lun-
genliga mit der Kantonsschule 
Wettingen, wo Rauchen grund-
sätzlich überall erlaubt ist. Auch 
mit der Kantonsschule Wohlen 
würden Verbesserungen bespro-
chen, teilt die Lungenliga mit. 
Dort stören die Aschenbecher 
direkt vor den Gebäudeeingän-
gen. (az) 


